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Eine andere Meinung

161. Ein Mitglied des Rates, Achim Truger, kann sich der Mehrheitsposition des Sach-
verständigenrates im Kapitel „Sozialversicherungen unter Reformdruck“ in eini-
gen Punkten nicht anschließen. Die abweichende Meinung betrifft erstens 
die von der Ratsmehrheit wegen des Primats der Beitragssatzdämpfung vorge-
nommene Aufgabe oder Neugewichtung wesentlicher Ziele der Gesetzli-
chen Rentenversicherung (GRV) und der Sozialen Pflegeversicherung (SPV). Sie 
betrifft zweitens die Vernachlässigung potenziell gravierender vertei-
lungspolitischer Nebenwirkungen und sozialer Härten der von der Rats-
mehrheit vorgeschlagenen Handlungsoptionen. Drittens überschätzt die Rats-
mehrheit systematisch die Potenziale kapitalgedeckter Vorsorge im demo-
grafischen Wandel und vernachlässigt Risiken und Nebenwirkungen.  

Primat der Beitragssatzdämpfung nicht erforderlich 

162. Die Ratsmehrheit gibt für die GRV weitgehend das Ziel der Lebensstandardsiche-
rung im Alter und für die SPV weitgehend das Ziel der überwiegenden Vermei-
dung von pflegebedingtem Sozialhilfebezug auf. Begründet wird dies mit einem 
Zielkonflikt zwischen Angemessenheit der Leistungen und Nachhaltigkeit der Fi-
nanzierung. Letztere hält sie für gegeben, „wenn das im geltenden Recht vorgese-
hene Sicherungsniveau langfristig gehalten werden kann, ohne dass hierzu erfor-
derliche höhere Beitragssätze und Bundeszuschüsse zu spürbaren Verzerrungen 
bei Beschäftigung und Wachstum führen oder zukünftige Generationen unver-
hältnismäßig belasten“.  PLUSTEXT 4 Die Ratsmehrheit betont mehrfach und aus-
führlich die negativen gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen des absehbaren 
kräftigen Anstiegs des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes oder der Bei-
tragssätze in einzelnen Sozialversicherungszweigen sowie Probleme hinsichtlich 
der Generationengerechtigkeit. Dabei wird das Nachhaltigkeitsziel im Sinne eines 
Primats der Beitragssatzdämpfung interpretiert, welches die Einschränkung von 
Zielen rechtfertigt, die der Angemessenheit der Leistungen dienen. 

163. Ein solches Primat der Beitragssatzdämpfung erscheint allerdings aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht nicht erforderlich. Der Sachverständigenrat 
setzt sich in Abschnitt III ausführlich mit den Effekten von Beitragssatzände-
rungen auseinander und referiert in Abschnitt III.5 empirische Ergebnisse für 
die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen im allgemeinen Gleichgewicht. Die bei-
den ausführlicher dargestellten Studien kommen dabei insgesamt nur zu mode-
raten gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen. So führt ein starker Anstieg 
des Gesamtbeitragssatzes um 6 bis 7 Prozentpunkte in den kommenden 10 Jahren 
insgesamt nach 10 Jahren nur zu einem um 0,5 % bis 0,9 % geringeren BIP. Das 
BIP-Wachstum würde also um weniger als 0,05 bzw. 0,1 Prozentpunkte pro Jahr 
gedämpft. Ein solcher Wachstumsverlust lässt sich leicht durch die in  ZIFFER 159

aufgezählten potenzialsteigernden wirtschaftspolitischen Maßnahmen überkom-
pensieren. Trotz der suboptimalen Ausgestaltung des Finanzpaketes schätzt der 
Sachverständigenrat den davon ausgehenden BIP-Effekt langfristig auf etwa 1 %; 
gelänge eine echte zusätzliche öffentliche Investitionsoffensive, dann wäre lang-



Sozialversicherungen unter Reformdruck – Kapitel 2 

 Frühjahrsgutachten 2026 – Sachverständigenrat Wirtschaft 117

fristig sogar ein um 5 % höheres BIP und über längere Zeiträume ein deutlich hö-
heres Potenzialwachstum möglich, ohne dass dies mit einem übermäßigen An-
stieg der Staatsverschuldung einherginge (JG 2025 Ziffern 109 ff. und Tabelle 14).  

Auf dieser Basis hätte die Schlussfolgerung des Sachverständigenrates auch sein 
können, dass zwar der absehbare Anstieg des Gesamtsozialversicherungsbei-
tragssatzes für sich genommen mit moderat negativen gesamtwirtschaftlichen Ef-
fekten einhergeht, dass diese aber bei einer insgesamt wachstumsfreundlich aus-
gerichteten Wirtschaftspolitik kaum ins Gewicht fallen und damit letztlich ver-
kraftbar sind. Einschneidende Reformen, die zur Aufgabe bisheriger Ziele in 
den Sozialversicherungen zwingen würden, lassen sich auf Basis der empiri-
schen Evidenz jedenfalls nicht rechtfertigen. 

164. Weitreichende Zielverschiebungen lassen sich auch nicht ohne Weite-
res aus Gründen der intergenerationellen Gerechtigkeit herleiten. Die 
Ratsmehrheit konzentriert sich in ihren Überlegungen auf Projektionen der Ver-
teilung der intergenerationellen Beitragssatzbelastung. ZIFFER 112 Es lässt sich 
feststellen, dass der durchschnittliche Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz 
über das Erwerbsleben für die jüngeren Kohorten sehr stark ansteigt. So zahlte 
die Kohorte der 1940 Geborenen über ihr Erwerbsleben im Durchschnitt einen 
Gesamtbeitragssatz von 34,2 %, während für die Kohorte der 2020 Geborenen ein 
Beitragssatz von 56,8 % projiziert wird. 

165. Daraus lässt sich jedoch nicht automatisch auf eine systematische Benachteili-
gung jüngerer Kohorten schließen. Für eine umfassendere Betrachtung müssten 
zusätzlich zu den entrichteten Beiträgen auch die über das Leben empfangenen 
Leistungen einbezogen werden. Blank et al. (2026) berechnen zu diesem Zweck 
mit einer auch vom Sachverständigenrat (JG 2016 Ziffern 667 ff.) bereits verwen-
deten Methode kohortenspezifische Renditen für die in der GRV Versicherten. 
Dabei zeigt sich, dass zwar die Rendite für Geburtsjahrgänge vor 1950 deutlich 
höher als für alle folgenden Kohorten ist. Allerdings ist die zu erwartende 
Rendite für Teile der Baby-Boomer-Generation nicht höher als für im 
Jahr 2000 oder 2010 Geborene. Zudem führen gängige Reformvorschläge, 
wie etwa die Erhöhung des Renteneintrittsalters zu einer Verschlechterung der 
Rendite für alle Kohorten ab etwa Mitte der 1970er-Jahre. Dabei verschlechtert 
sich auch die Rendite der etwa im Jahr 2000 oder 2010 Geborenen spürbar. Blank 
et al. (2026, S. 18) konstatieren: „Das oftmals geäußerte Ziel, mit einer Erhöhung 
der Regelaltersgrenze die jüngeren Generationen zu entlasten, wird, gemessen an 
den impliziten Renditen, verfehlt“. 

Vernachlässigung von gravierenden verteilungspolitischen  
Nebenwirkungen und sozialen Härten 

166. Die intergenerationellen Verteilungswirkungen über lange Zeiträume sind wich-
tig, und es ist richtig, dass die Ratsmehrheit sich damit beschäftigt. Es gibt aber 
auch noch Verteilungswirkungen im Querschnitt, also im Hier und Jetzt, die min-
destens ebenso wichtig sind, und denen der Sachverständigenrat alle zwei Jahre 
jeweils ein eigenständiges Kapitel im Jahresgutachten widmet. Dabei kann es z. B. 
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um die Einkommens- und Vermögensverteilung oder die Armutsrisiko-
quote gehen. 

Im Kontext der Reform der Sozialversicherung misst die Ratsmehrheit den Aus-
wirkungen ihrer Politikvorschläge auf solche Verteilungsindikatoren offenbar nur 
eine sehr untergeordnete Bedeutung bei. So wird beispielsweise die Tatsache 
nicht erwähnt, dass die Dämpfung von Renten- und ggf. Pflegeversicherungsleis-
tungen und die Schließung der entstehenden Lücke durch Aufbau eines Kapital-
stocks, dessen Finanzierung allein den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
aufgebürdet wird, eine massive Verlagerung von Kosten und Risiken zu 
Gunsten der Arbeitgeber darstellt. Zwar ist die finale ökonomische Inzidenz 
unklar;  ZIFFERN 118 FF. zumindest für einen Übergangszeitraum ist jedoch von ei-
ner erheblichen Umverteilung zu Gunsten der Arbeitgeberseite auszugehen. 

167. Das Eigentum an Unternehmen ist sehr stark im oberen Einkommensbereich 
konzentriert. So geht Bach (2025) davon aus, dass 87 % der Entlastung durch eine 
Körperschaftsteuersenkung auf das oberste Dezil der Einkommensverteilung ent-
fallen. Allein 72 % entfallen auf das oberste Perzentil. Eine Entlastung der Arbeit-
geberseite von oder eine Belastung mit Sozialversicherungsbeiträgen dürfte daher 
auch mit spürbaren personellen Verteilungswirkungen einhergehen. Eine Entlas-
tung dürfte die Ungleichheit der verfügbaren Einkommen spürbar erhöhen, wäh-
rend eine Belastung dementsprechend progressiv wirken und die Ungleichheit 
senken dürfte. Zwar sorgt sich die Ratsmehrheit im Kontext von Beitragssatzer-
höhungen um die relativ stärkere Belastung von Versicherten unterhalb der Bei-
tragsbemessungsgrenze gegenüber Versicherten oberhalb davon. Die sehr pro-
gressive Verteilungswirkung durch den auf die Arbeitgeber entfallen-
den Teil der Beitragssatzanhebung findet hingegen keine Berücksich-
tigung. 

Zumindest für paritätische Änderungen des Beitragssatzes kann aufgrund der 
vom Sachverständigenrat angeführten empirischen Evidenz eine in etwa paritäti-
sche ökonomische Inzidenz angenommen werden.  ZIFFER 122 Insofern dürfte 
eine paritätische Beitragssatzanhebung klar progressiv wirken. 

168. Die Ratsmehrheit vernachlässigt die gravierenden negativen Effekte 
der von ihr befürworteten Reformmaßnahmen insbesondere im unteren Bereich 
der Einkommensverteilung und damit einhergehende potenzielle soziale Här-
ten: Die Vorschläge für die Pflegeversicherung gehen mit einem drastischen 
Anstieg der Hilfe zur Pflege-Quote einher;  ZIFFERN 367 FF. die relativ hohen 
Zusatzbeitragssätze für den PVF II für Rentnerinnen und Rentner dürften die Ar-
mutsrisikoquote sowie die Grundsicherungsquote im Alter spürbar erhöhen. Die 
Vorschläge der Ratsmehrheit, in der GRV zur Dämpfung der Rentenausgaben nur 
noch eine Inflationsanpassung oder einen höheren Nachhaltigkeitsfaktor zum 
Einsatz kommen zu lassen, würden ebenfalls zu einem Anstieg der Armutsge-
fährdung im Alter führen (JG 2023 Ziffern 424 ff.). 
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Risiken und Nebenwirkungen kapitalgedeckter Vorsorge 
vernachlässigt 

169. Eine zentrale Rolle in den Reformvorschlägen der Ratsmehrheit für 
die GRV und die SPV spielt die kapitalgedeckte Vorsorge. Durch die an-
genommene renditestarke Anlage kommt es langfristig zu großen Finanzvermö-
gen, die dann zur Finanzierung von Rente und Pflege eingesetzt werden sollen. 
Gerade bei der GRV erscheinen die ausgewiesenen Effekte eindrucksvoll (JG 
2023 Ziffern 454 ff.): Wenn alle Beschäftigten ab sofort 4 % des Bruttolohns mo-
natlich in stark aktienbasierte internationale Kapitalmarktfonds investierten, er-
würben sie persönliches privates Kapital, wodurch sich mit den Jahren das erziel-
bare Sicherungsniveau erhöhe. Nach den Berechnungen des SVR wären das bis 
zum Jahr 2080 eindrucksvolle 26,9 Prozentpunkte, was die Dämpfung des Ren-
tenniveaus in der GRV um knapp 8 Prozentpunkte weit überkompensieren würde. 

170. Durch eine solche Reform würde sich jedoch die Gesamtbelastung der Be-
schäftigten für die Altersvorsorge mit einem Schlag um volle 4 Prozent-
punkte erhöhen, die sie anders als in der GRV ohne Beteiligung der Arbeit-
geber komplett alleine tragen müssten. Zwar mag man einwenden, es sei letztlich 
egal, wer die Abgabe formal abführe, weil sich die ökonomische Lastverteilung 
unabhängig davon am Markt ergebe (JG 2023 Kasten 20). In diesem Fall könnte 
man allerdings auch vorschlagen, die Arbeitgeber sollten den Beitrag zur privaten 
Altersvorsorge oder ggf. den Zusatzbeitrag zum PVF II zu 100 Prozent für ihre 
Beschäftigten übernehmen. Zudem erscheint es nicht als konsistent, sich einer-
seits aus gesamtwirtschaftlicher Sicht Sorgen um den bis zum Jahr 2035 proji-
zierten Anstieg des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes um 6 bis 7 Prozent-
punkte zu machen, um gleichzeitig eine sofortige Mehrbelastung von 4 Beitrags-
punkten bei der privaten Rente für unproblematisch zu halten. 

171. Die von der Ratsmehrheit getroffenen Renditeannahmen im Rahmen der 
kapitalgedeckten Vorsorge von 5 % real nach Abzug von Kosten, sind opti-
mistisch. Der Verweis darauf, dass so etwas auf Basis der Erfahrungen der ver-
gangenen Jahrzehnte mit entsprechenden globalen Anlageprodukten durchaus 
realistisch erscheine, ist problematisch. Denn diese Vergangenheit war von star-
kem weltwirtschaftlichem Wachstum und einem massiven Ausbau der globalen 
Kapitalmärkte mit entsprechenden Kursgewinnen geprägt. Ob sich das – bei üb-
rigens weltweit alternden Gesellschaften und wahrscheinlich schwächer wachsen-
den Ökonomien – über die nächsten 50 Jahre wiederholen kann, ist absolut un-
vorhersehbar – genau das meinte auch John Maynard Keynes, als er von funda-
mentaler Unsicherheit sprach. 

Hinzu kommen die geopolitischen Risiken, die durch die zoll- und bündnis-
politischen Eskapaden eines Donald Trump aktuell besonders plastisch vor Augen 
geführt werden. Es ist schlicht nicht vorhersehbar, wie in 30 Jahren die globale 
Wirtschaftsordnung aussehen wird und ob darin noch die Möglichkeit eines Zu-
griffs auf internationale Kapitalanlagen gegeben sein wird. Ebenfalls ist unklar, 
ob die Entwicklungsländer in Zukunft ökonomisch stark genug sein werden, die 
finanziellen Ansprüche der gealterten Bevölkerung in den Industrieländern durch 
Exporte zu bedienen, oder ob sie falls ökonomisch und machtpolitisch erstarkt 
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dazu überhaupt bereit sein werden. Gerade angesichts solcher Risiken 
wäre eine vorsichtigere Herangehensweise bezüglich der Kapitalde-
ckung und der Renditeannahmen angeraten gewesen. Darüber hinaus 
gibt es weitere grundsätzliche Zweifel, ob eine systematische Entlastung der jün-
geren Generation durch die Kapitaldeckung gelingen kann (Truger, 2025). 

Stärkung der GRV und Fokussierung der SPV erforderlich

172. Reformen der Sozialversicherungen sollten die Belastungen aufgrund steigender 
Beitragssätze im Auge behalten und sie im Idealfall möglichst vermeiden. Dabei 
ist es jedoch nicht erforderlich zentrale Ziele der Sozialversicherung – in der GRV 
die Lebensstandardsicherung und in der SPV die Vermeidung eines Anstiegs der 
Hilfe-zur-Pflege-Quote – aufzugeben. Die negativen gesamtwirtschaftli-
chen Wirkungen von Beitragssatzerhöhungen sind moderat und kön-
nen durch eine wachstumsfördernde Wirtschaftspolitik und hohe öf-
fentliche Investitionen bei weitem überkompensiert werden. 

173. Die GRV sollte als zentrale Säule der Altersvorsorge gestärkt werden. 
Das geht mit einem pragmatischen Bündel an Maßnahmen. Dazu gehört eine Mi-
schung etwa aus mittel- bis langfristig höheren Beitragssätzen, einer stärkeren 
Steuerfinanzierung von beitragsfreien Leistungen, perspektivisch einer Erhöhung 
des faktischen Renteneintrittsalters, einer Steigerung der Erwerbstätigkeit, ins-
besondere von Frauen, der Einwanderung von Fachkräften sowie der Einbezie-
hung von bislang nicht abgesicherten Selbstständigen in die GRV (Truger, 2025). 

174. Eine Reform der Pflegeversicherung sollte wieder auf deren ursprüngliches Ziel 
abstellen und einen weiteren Anstieg der Hilfe-zur-Pflege-Quote wirksam verhin-
dern. Hierzu wäre eine Variante des von der Ratsmehrheit abgelehnten Sockel-
Spitze-Tausches, d. h. eine Deckelung der Eigenanteile geeignet. Diese Maß-
nahme wäre mit hohen Kosten und entsprechend steigenden Beitragssätzen ver-
bunden. Dies lässt sich jedoch vermeiden, wenn die Ausgabenseite der SPV im 
Sinne ihrer ursprünglichen Funktion refokussiert und gleichzeitig die Einnah-
menseite der SPV über die Finanzierung versicherungsfremder Leistungen durch 
den Bund sowie eine Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze gestärkt wird.  ZIF-

FERN 377 FF.
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